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247. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGS-
PLANES DER STADT KREFELD IM BEREICH 
BEIDERSEITS HOHENBUDBERGER STRASSE,
SÜDLICH DER ANLEGESTELLEN UND
SÜDLICH DER STRASSE AM ZOLLHOF
I. Abschließender Beschluss
Der Rat der Stadt Krefeld hat am 29. April 2009 gemäß § 1 Abs. 
8 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414) in der derzeit gültigen 
Fassung die 247. Änderung des Flächenennutzungsplanes der 
Stadt Krefeld abschließend beschlossen.

II. Genehmigung
Gemäß § 6 des Baugesetzbuches genehmige ich die vom Rat der 
Stadt Krefeld am 29. April 2009 beschlossene Änderung des Flächen-
nutzungsplanes Nr. 247 im Bereich beiderseits Hohenbudberger Stra-
ße, südlich der Anlegestellen und südlich der Straße Am Zollhof.

Düsseldorf, den 30. April 2009

Bezirksregierung Düsseldorf
Az.: 35.02.01.01-04 KR 247
Im Auftrag
gez. Schnell

III. Wirksamwerden
Gemäß § 6 Abs. 5 BauGB wird die Genehmigung der 247. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes der Stadt Krefeld hiermit be-
kanntgemacht. Mit dieser Bekanntmachung wird die Änderung 
des Flächennutzungsplanes wirksam.

Die 247. Änderung des Flächennutzungsplanes mit Begründung 
(einschließlich Umweltbericht) und zusammenfassender Erklä-
rung kann vom Tage der Bekanntmachung an beim Oberbürger-
meister der Stadt Krefeld, Fachbereich Stadtplanung, Stadthaus, 
Konrad-Adenauer-Platz 17, Zimmer 475,

montags bis freitags vormittags 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montags bis mittwochs nachmittags 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstags nachmittags 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

von jedermann eingesehen werden. Auskunft über den Inhalt der 
Flächennutzungsplanänderung und ihrer Begründung wird auf 
Verlangen ebenfalls dort erteilt.

Zur besseren Orientierung ist das von der Änderung betroffene 
Plangebiet in einem Kartenausschnitt dargestellt.

IV. Hinweise
Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB wird darauf hingewiesen, dass

1.  eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 Bauge-
setzbuchs bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,
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2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans und

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs,

unbeachtlich sind, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Krefeld 
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung 
oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Darüber hinaus wird gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666) – in der 
derzeit gültigen Fassung – darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 
Abs. 6 Satz 1 GO NW die Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften dieses Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden 
können, es sei denn

–  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschrie-
benes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

–  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß bekanntge-
macht worden,

–  der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstan-
det oder

–  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Kre-
feld vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 
die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergeben.

Krefeld, den 30. April 2009

Der Oberbürgermeister
Gregor Kathstede
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INKRAFTTRETEN DES BEBAUUNGSPLANS 
NR. 677/I – RHEINBLICK,
ÖSTLICH HOHENBUDBERGER STRASSE –
Der Rat der Stadt Krefeld hat am 29. April 2009 den Bebauungsplan 
Nr. 677/I – RheinBlick, östlich Hohenbudberger Straße – gemäß § 
10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), bekanntgemacht am 23. Sep-
tember 2004 (BGBl. I S. 2414) in der derzeit gültigen Fassung i.V.m. 
§ 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW 
S. 666) in der derzeit gültigen Fassung als Satzung beschlossen.

Über die im Bebauungsplanverfahren vorgebrachten Stellungnah-
men wurde im Sinne der Begründung zur Vorlage entschieden. Der 
Begründung nach § 9 Abs. 8 BauGB einschließlich des Umweltbe-
richtes nach § 2a BauGB zum Bebauungsplan Nr. 677/I – Rhein-
Blick, östlich Hohenbudberger Straße – wurde zugestimmt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 677/I – Rhein-
Blick, östlich Hohenbudberger Straße – gemäß § 10 BauGB in Kraft.

Der Bebauungsplan liegt mit der Begründung und der zusammen-
fassenden Erklärung beim Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, 
Fachbereich Vermessungs- und Katasterwesen, Stadthaus, Kon-
rad-Adenauer-Platz 17, Zimmer 172, während der allgemeinen 
Dienststunden für jedermann zur Einsicht bereit; über den Inhalt 
wird auf Verlangen ebenfalls dort Auskunft erteilt.

Zur besseren Orientierung ist das Bebauungsplangebiet in einem 
Kartenausschnitt dargestellt.

B-Plan Nr. 677/I

Hinweise

Gemäß
a) § 44 Abs. 5 BauGB
b) § 215 Abs. 2 BauGB
c) § 7 Abs. 6 Satz 2 GO NW
wird auf die folgenden Rechtsvorschriften hingewiesen:

zu a): Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche

§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, 
wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspfl ichtigen beantragt.

§ 44 Abs. 4 BauGB
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 
3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

zu b):  Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften sowie von Mängeln der Abwägung

§ 215 Abs. 1 BauGB
Unbeachtlich werden
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 bis 3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Be-
bauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Stadt Krefeld geltend gemacht 
worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Man-
gel begründen soll, ist darzulegen.

zu c):  Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung

§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NW
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestim-
mungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht geltend gemacht werden, es sei denn
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-

schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,
b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 

der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekanntgemacht worden,

c)  der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Krefeld vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Krefeld, den 30. April 2009

Der Oberbürgermeister
Gregor Kathstede


